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Beschlussvorschlag zur Stellungnahme aus der Öffentlichkeit vom 24.05.2022 

bezüglich der Aufstellung des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes „Wohnquartier 

Gustav-Böcker-Straße“ im Ortsteil Holtwick 

  

Anlage I  zur SV X/247 

 
Der Hinweis zur Katastergrundlage wird zur Kenntnis genommen. Das aktuelle Kataster wird 
in den Bebauungsplan aufgenommen. 
 
Die Bedenken hinsichtlich der Bezeichnung der gekennzeichneten Fläche sowie der 
vorhandenen Altablagerungen werden zurückgewiesen.  
Zum einen entspricht die Bezeichnung der Kennzeichnung im Bebauungsplan der gesetzlich 
vorgegebenen Formulierung gem. § 9 (5) Nr. 3 BauGB. Das Ergebnis der bereits getätigten 
Untersuchungen führt nicht zwangsläufig zu einer Änderung der Formulierung in der 
Planzeichenerläuterung. 
Zum anderen wurde lediglich ein leicht erhöhter PAK-Gehalt festgestellt, woraus sich 
ausweislich des Gutachtens keine Gefährdung über den Wirkungspfad Boden-Mensch 
(Nutzung als Wohngebiet) sowie über den Wirkungspfad Boden-Nutzpflanze (Nutzung als 
Nutzgarten) ableiten lässt. Weitere Untersuchungen und Maßnahmen sind aus gutachterlicher 
Sicht nicht erforderlich.  
Des Weiteren erfolgt der weitere Umgang mit dem auszukoffernden Boden entsprechend den 
gesetzlichen Vorgaben in Abstimmung mit dem Kreis Coesfeld. 
 
Die Bedenken hinsichtlich der Höhenentwicklung der geplanten Bebauung werden 
zurückgewiesen.  
Inzwischen wurde jedoch die Planung hinsichtlich der Baukörperhöhe überarbeitet und die 
Gebäudehöhe um mehr als einen Meter reduziert. Vorgesehen sind nunmehr drei Gebäude 
mit einer Höhe von ca. 11,50 m. Entsprechende Höhenfestsetzungen sind im Bebauungsplan 
verankert. 
Mit einer Höhe von ca. 11,50 m fügen sich die Gebäude in das städtebauliche Umfeld ein. Auf-
grund der Einhaltung der bauordnungsrechtlichen Abstandsflächen ist davon auszugehen, 
dass die nachbarlichen Belange ausreichend berücksichtigt werden. Zudem ist das Plangebiet 
zentral im Ortskern gelegen, so dass eine Bebauung mit zwei Vollgeschossen als 
städtebaulich vertretbar angesehen werden kann, auch wenn die unmittelbar angrenzende 
Bebauung mit einem bis anderthalb Vollgeschossen eine geringfügigere Baukörperhöhe 
aufweist. So bestehen in der weiteren Umgebung des Ortskerns Gebäude mit ähnlichem Maß 
(zwei Vollgeschosse und ausgebautes Dachgeschoss). 
Anzumerken ist, dass der angesprochene rechtskräftige Bebauungsplan „Nördlich der Gustav-
Böcker-Straße“, Ortsteil Holtwick, 3. Änderung, im Bereich des Flurstücks 343 eine Firsthöhe 
von max. 10,00 m festsetzt, so dass hier die maximale Gebäudehöhendifferenz lediglich bei 
ca. 1,50 m liegt. 
 
Die Bedenken hinsichtlich des Grenzabstandes werden zurückgewiesen. Mit der Lage der 
geplanten Baukörper gemäß Vorhaben- und Erschließungsplan werden die 
bauordnungsrechtlichen Abstandsflächen eingehalten.  
 
Der Anregung, ein Grenzabstand von 5 Metern zu wahren, wird nicht gefolgt. Die 
bauordnungsrechtlich erforderlichen Abstandsflächen werden eingehalten. Es besteht keine 
rechtliche Grundlage für einen Abstand von 5 m zur Grundstücksgrenze. 
 
Die Bedenken hinsichtlich der Zahl an Stellplätzen in Plangebiet sowie im öffentlichen 
Verkehrsraum werden zurückgewiesen.  
Die Planung erfüllt die bauordnungsrechtlichen Anforderungen an die notwendigen Stellplätze. 
Diese wurden zudem an die Zielsetzungen der Stellplatzsatzung der Gemeinde Rosendahl 
angepasst. 
Auf Basis der nunmehr vorgesehenen 18 Wohneinheiten wurde die Zahl der Pkw-Stellplätze 
im Plangebiet von 23 auf 27 auf dem Grundstück erhöht, so dass nun ein Stellplatzschlüssel 
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von 1,5 je Wohneinheit vorgehalten wird. Zudem werden je Wohneinheit zwei 
Fahrradstellplätze berücksichtigt. 
Die Bedenken hinsichtlich der geringen Anzahl der durch die Planung entfallenden Stellplätze 
im öffentlichen Raum werden zurückgewiesen, da nach wie vor eine ausreichende Zahl 
öffentlicher Stellplätze im Umfeld des Plangebietes vorhanden sind.  
 
Die Bedenken zur fehlenden Fixierung der geplanten Hecke an der westlichen 
Grundstücksgrenze werden zurückgewiesen.  
Als Bestandteil des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes zeigt der Vorhaben- und Erschlie-
ßungsplan bereits das geplante Vorhaben, wozu auch die Rotbuchenhecke zählt. Um eine 
Eingrünung zu den Nachbargrundstücken einheitlich zu regeln, wird die bereits zeichnerisch 
gekennzeichnete Fläche zur Anpflanzung von Bäumen, Sträuchern und sonstigen 
Bepflanzungen an der östlichen Grundstücksgrenze fortgeführt sowie ebenso entlang der 
westlichen Grundstücksgrenze festgesetzt. Damit bezieht sich die textliche Festsetzung Nr. 
6.2 auch auf die geplante Rotbuchenhecke. 
 
Die Bedenken, dass die Belange des Klimaschutzes unverhältnismäßig negativ betroffen sind 
und das Rücksichtnahmegebot nicht berücksichtigt wird, werden zurückgewiesen. 
Es ist festzustellen, dass ein Anspruch auf dauerhaften und unveränderten Erhalt einer 
bestehenden Situation durch das Planungsrecht nicht begründet wird. Dies gilt im Übrigen 
auch für die Nutzung der auf dem Nachbargrundstück befindlichen Solaranlage sowie der 
Ausrichtung der Fenster. Grundsätzlich ist bezüglich der Nutzung der Solaranlage nicht von 
einer erheblichen Beeinträchtigung nachbarlicher Belange auszugehen, da durch die geplante 
Bebauung die bauordnungsrechtlichen Grenzabstände eingehalten werden.   
Die Behauptung, es sei durch einen spürbar geringeren Solareintrag eine um bis zu zwei 
Monate verlängerte Herzperiode und bis zu 50 % höhere CO2-Produktion erforderlich, ist im 
Übrigen nicht weiter belegt und aufgrund der bestehenden Höhenverhältnisse nicht 
nachvollziehbar.  
 
Der Anregung, die Gemeinde Rosendahl könnte über das GEG hinaus Vorgaben für die 
geplanten Gebäude entwickeln, wird nicht gefolgt.  
Zum einen betrifft das erst vor knapp zwei Jahren am 01.11.2020 in Kraft getretene GEG in 
weiten Teilen nicht die Ebene des Bebauungsplanes, sondern die der Genehmigungsebene.  
Zum anderen handelt es sich bei den Vorgaben der Stadt Lüdinghausen im Baugebiet 
„Eickholter Busch“ um Vorgaben bei der Vermarktung von städtischen Grundstücken für eine 
spätere Bebauung mit Einfamilien- und Doppelhäusern. Im vorliegen Bauleitplanverfahren 
hingegen befindet sich die Fläche im Privateigentum. Insofern bietet sich hier für die Gemeinde 
unter Nutzung privat-wirtschaftlichen Engagements auf einem zentral im Ortskern gelegenen 
Grundstück die Möglichkeit Wohnraum zur Deckung des Bedarfs an Wohnraum im Ortskern 
zu entwickeln. 
Des Weiteren sind bereits Maßnahmen im Sinne des Klimaschutzes vorgesehen und im 
Bebauungsplan durch Festsetzungen verankert, wie z. B. die Anpflanzung von Einzelbäumen, 
die Ausführung der Stellplatzflächen mit wasserdurchlässigem Material oder die 
Dachbegründung von Nebenanlagen. 
 
Die Bedenken hinsichtlich potenziell weiterer Bebauung in ähnlicher Art und mit ähnlichem 
Maß im Bereich der genannten Flurstücke werden zurückgewiesen, da das vorliegende 
Planverfahren keine Bindung oder Vorgaben für andere Planverfahren entfaltet. 




